
gezahlt, dann kann er das im Wege 
der Erinnerung gemäß § 766 ZPO gel­
tend machen. Im Falle des Nachwei­
ses der Zahlung durch Urkunden ist 
die Pfändung nach § 6 APfVO in 
entsprechender Anwendung des § 775 
Ziff. 4 und 5 ZPO einzustellen, so­
weit nicht die Voraussetzungen einer 
Pfändung nach § 5 bzw. § 12 APfVO 
vorliegen.

3. Der Pfändung rückständiger Miete 
gemäß § 6 APfVO durch einen frü­
heren Vermieter steht ebenfalls ent­
gegen, wenn der Mietschuldner im 
betreffenden Monat an seinen der­
zeitigen Vermieter den Betrag einer 
Monatsmiete gezahlt hat oder wenn 
die laufende Miete bzw. der Miet­
rückstand aus dem derzeitigen Miet­
verhältnis bereits gepfändet wird, 
auch wenn die Miete für die neue

Wohnung des Schuldners niedriger 
ist als die für seine frühere Woh­
nung.

F u n k / E i t n e r / F u n k  haben auf 
Schwierigkeiten hingewiesen, die 
eine Pfändung nach § 6 APfVO aus 
einem Titel nur über rückständige 
Miete mit sidi bringt. Richtig ist, 
daß nicht in allen Titeln über rück­
ständige Miete die Höhe des Monats­
mietbetrags angegeben ist. Das kann 
aber kein Anlaß sein, die Rechtsan­
wendung in dem hier dargelegten 
Sinn zu verneinen. Es zeigt sich le­
diglich die Notwendigkeit, daß be­
reits im Mahngesuch der Betrag der 
monatlichen Miete angegeben wird 
und daß dieser Betrag sich auch aus 
dem Tenor eines dahingehenden Ur­
teils ergibt. Auf jeden Fall haben 
ihn aber die Gläubiger anzugeben.

wenn nach § 6 APfVO gepfändet 
werden soll.
Daß sich u. U. der Mietzins inner­
halb der Zeit der Vollstreckung durch 
Mietminderungs- oder Aufrechnungs­
ansprüche ändert, hat dagegen für 
die hier erörterten Fragen keine Be­
deutung. Es handelt sich dabei um 
Umstände, die wie alle sonstigen 
Einwendungen, die den Anspruch 
selbst betreffen, ggf. im Wege der 
Zwangsvollstreckungsgegenklage gel­
tend zu machen sind. Soweit es die 
laufende Miete betrifft, ist hierauf 
bereits in Abschn. B) Ziff. 4. des Be­
schlusses des Plenums des Obersten 
Gerichts zu Fragen des Wohnungs­
mietrechts vom 15. Dezember 1971 — 
I P1B 1/71 - (NJ-Beilage 1/72 zu 
Heft 2) hingewiesen worden.

Dr. WILHELM HURLBECK, Oberrichter
am Obersten Gericht

Rechtsprechung

Strafrecht

§§ 2, 30 ff.. 61, 115, 118 Abs. 1 StGB; §248 Abs. 1 Ziff. 1 
StPO; Beschluß des Plenums des Obersten Gerichts zu 
Fragen der Beweisaufnahme vom 30. September 1970 
(NJ-Beilage 5/70 zu Heft 21).
1. Zur Prüfung eines einheitlichen Handlungsablaufs 
und der sich daraus ergebenden schuldrechtlichen Kon­
sequenzen.
2. Eine Strafe ohne Freiheitsentzug bei einem wieder­
holt Straffälligen kann nur dann ausgesprochen wer­
den, wenn die Tatschwere gering ist und der Täter 
sich über längere Zeit positiv verhielt, die Tat also 
nicht Ausdruck verfestigter negativer Einstellung zu 
den gesellschaftlichen Normen ist.
3. Die Einstellung des Strafverfahrens gemäß § 248 
Abs. 1 Ziff. 1 StPO wegen Nichtvorliegens des Antrags 
des Geschädigten auf Strafverfolgung bzw. der Nicht­
erklärung des öffentlichen Interesses an der Strafver­
folgung setzt nicht die Aufforderung des Geschädigten 
oder Staatsanwalts durch das Gericht voraus, entspre­
chende Anträge zu stellen bzw. Erklärungen abzu­
geben.
4. Zu einigen Voraussetzungen für die Erklärung öf­
fentlichen Interesses bei Antragsdelikten.
OG, Urt. vom 5. Juli 1972 - I Pr - 15 - 1/72.

Das Kreisgericht verurteilte den Angeklagten im be­
schleunigten Verfahren wegen vorsätzlicher Körper­
verletzung (Vergehen gemäß § 115 Abs. 1 StGB) zu 
einer Freiheitsstrafe von acht Monaten. Auf die Beru­
fung änderte das Bezirksgericht das Urteil im Schuld- 
und Strafausspruch ab. Der Angeklagte wurde wegen 
vorsätzlicher Körperverletzung in Tatmehrheit mit 
fahrlässiger Körperverletzung (Vergehen gemäß §§ 115 
Abs. 1, 118 Abs. 1 StGB) auf Bewährung verurteilt. Dem 
Urteil lag im wesentlichen folgender Sachverhalt zu­
grunde :
Der mehrfach, auch einschlägig vorbestrafte Ange­
klagte, der sich zur Zeit der Tat auf Grund einer Ver­
urteilung wegen eines Eigentumsdelikts in Bewährung 
befand, schlug nach dem Besuch einer Gaststätte den 
Geschädigten zweimal mit der Faust ins Gesicht und 
einmal auf die Körperpartien. Als der Geschädigte

flüchtete, setzte ihm der Angeklagte nach. Weil der 
Geschädigte stürzte, erreichte ihn der Angeklagte. Er 
zog den Geschädigten hoch, dabei trat er ihm mit dem 
Fuß auf die Hand. Danach schlug er ihm nochmals mit 
der Faust ins Gesicht. Durch das Eingreifen der Ehe­
frau des Angeklagten beendete dieser das Einwirken 
auf den Geschädigten.
Der Geschädigte erlitt eine Platzwunde an der rechten 
Augenbraue und durch das Treten mit dem Fuß einen 
Bruch des rechten Mittelfingers.
Der Generalstaatsanwalt der DDR beantragte die Kas­
sation der Urteile des Bezirksgerichts und des Kreis­
gerichts wegen Verletzung prozeßrechtlicher Bestim­
mungen und wegen fehlerhafter Strafzumessung. Der
5. Strafsenat des Obersten Gerichts hob die Urteile des 
Bezirks- und des Kreisgerichts auf und verwies die 
Sache an das Kreisgericht zurück. Er erteilte dem 
Kreisgericht u. a. die Weisung, das Verfahren hinsicht­
lich der fahrlässigen Körperverletzung gemäß § 248 
Abs. 1 StPO einzustellen.
Gegen die Entscheidung des 5. Strafsenats richten sich 
der Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Ge­
richts und der des Generalstautsanwalts der DDR.

Aus den G r ü n d e n ;
Der Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Ge­
richts ist begründet. Die Urteile des 5. Strafsenats und 
des Bezirksgerichts verletzen das Gesetz, soweit das 
Verhalten des Angeklagten teilweise als fahrlässige 
Körperverletzung gemäß § 113 Abs. 1 StGB beurteilt 
worden ist.
Den durch den Angeklagten verursachten Bruch des 
rechten Mittelfingers des Geschädigten hat der 5. Straf­
senat in Übereinstimmung mit dem Bezirksgericht als 
fahrlässige Körperverletzung beurteilt. Seine dies­
bezügliche Rechtsauffassung hat der 5. Strafsenat nicht 
näher begründet. Diese rechtliche Beurteilung eines 
Teils des Verhaltens des Angeklagten ist unrichtig. Der 
5. Strafsenat und das Bezirksgericht haben einen tat­
sächlich einheitlichen Lebensvorgang künstlich isoliert. 
Die dargelegte Rechtsauffassung ist das Ergebnis einer 
Analyse des Geschehens, ohne daß im Wege der Syn­
these das Verhalten des Angeklagten als Ganzes wie­
derhergestellt worden ist. Das wäre aber notwendig 
gewesen, um auf diese Weise zum Wesen der strafbaren
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